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Abréviations

UREK-NR Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates
BPUK Bau-, Planungs- und Umweltdirektoren-Konferenz
LDK Konferenz der kantonalen Landwirtschaftsdirektoren
EAWAG Eidgenössische Anstalt für Wasserversorgung, Abwasserreinigung und

Gewässerschutz
GSchG Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer
PFAS Per- und polyfluorierte Alkylverbindungen

CEATE-CN Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de
l'énergie du Conseil national

DTAP Conférence suisse des directeurs cantonaux des travaux publics, de
l'aménagement du territoire et de l'environnement

CDCA Conférence des directeurs cantonaux de l'agriculture
EAWAG Institut fédéral pour l'aménagement, l'épuration et la protection des

eaux
LEaux Loi fédérale sur la protection des eaux
PFAS Substances per- et polyfluoroalkylées
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Chronique générale

Infrastructure et environnement

Aménagement du territoire et logement

Aménagement du territoire

Als Zweitrat befasste sich in der Wintersession 2022 der Nationalrat mit einer Motion
Schmid (fdp, GR), mit der eine Änderung der landwirtschaftlichen Zonen-Verordnung
im Zusammenhang mit Meliorationen gefordert wurde. Konkret verlangte der Motionär,
dass im Zusammenhang mit Meliorationen oder Gewässerrevitalisierungen neu ein
Abtausch zwischen landwirtschaftlicher Nutzfläche und Sömmerungsfläche gesetzlich
zugelassen werden soll, solange dabei die landwirtschaftliche Nutzfläche gesamthaft
nicht zunimmt. 
Im Namen der UREK-NR empfahlen Kommissionssprecherin Priska Wismer-Felder
(mitte, LU) und Kommissionssprecher Pierre-André Page (svp, FR) den Mitgliedern der
grossen Kammer, die Motion anzunehmen. Es solle bei Meliorationen keine
landwirtschaftliche Nutzfläche mehr verloren gehen. Dies fördere nicht zuletzt auch die
Akzeptanz solcher gesellschaftlich wichtigen Projekte unter Landwirtinnen und
Landwirten. Die Kommissionsminderheit, vertreten durch Ursula Schneider Schüttel
(sp, FR), plädierte derweil dafür, die Motion abzulehnen, da sie befürchtete, dass die
Änderung zu einer intensiveren Nutzung der betroffenen Sömmerungsflächen führen
könnte, wodurch Biodiversität verloren gehen könnte. Ausserdem führe die Motion
auch zu einem erhöhten administrativen Aufwand für die Kantone. Auch Guy Parmelin
sprach sich im Namen des Bundesrats gegen die Motion aus. Er machte darauf
aufmerksam, dass nur gerade der Kanton Graubünden eine solche Änderung gefordert
hatte, während die anderen Kantone sich mit der aktuellen gesetzlichen Grundlage
zufrieden zeigten. Durch eine Annahme der Motion käme es überdies zu einer
Ungleichbehandlung zwischen Bergkantonen und der restlichen Schweiz, da Kantone im
Flachland über keine angrenzenden Sömmerungsgebiete verfügten. 
Die Mehrheit des Nationalrates folgte jedoch dem Antrag der Kommissionsmehrheit
und nahm die Motion mit 98 zu 86 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an. Die Stimmen für
die Motion kamen von der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion, einer Mehrheit der
Fraktionen der FDP und der Mitte sowie zwei Personen aus den Reihen der SP. 1

MOTION
DATE: 14.12.2022
ELIA HEER

Protection de l'environnement

Protection des eaux

In der Wintersession 2019 befasste sich der Nationalrat mit der parlamentarischen
Initiative Jans (sp, BS), welche verlangt, mittels Änderung des Gewässerschutzgesetzes
den Einsatz von Pestiziden zu verbieten, falls diese die Wasserqualität stark
beeinträchtigen. 
In der nationalrätlichen Debatte argumentierte der Urheber der Initiative, dass zwar
Messungen in Fliessgewässern gemacht würden und festgestellt werde, dass
Pestizidwirkstoffe die Gewässerorganismen nachhaltig schädigen. Leider hätten diese
Messungen aber zu wenig Folgen, so Jans. Die Pestizide würden nicht aus dem Verkehr
gezogen, sondern die Trinkwasserquellen geschlossen. Die Mehrheit der UREK-NR wolle
warten, bis die Agrarpolitik 22+ des Bundesrates wirksam würde; für Jans dauerte das
aber zu lange, zudem sei auch noch nicht klar, ob überhaupt und welche Massnahmen
im Rahmen der Agrarpolitik 22+ vorgeschlagen würden.
Bastian Girod (gp, ZH) erklärte in der Ratsdebatte die Trinkwasserqualität für akut
gefährdet. Er verwies auf ein Faktenblatt der EAWAG, welches festhalte, dass die darin
gesetzten Ziele (zum Beispiel im Aktionsplan Pflanzenschutzmittel) die gesetzlichen
Anforderungen noch nicht erfüllen würden. Für Girod war der richtige Zeitpunkt zu
handeln nun eingetroffen, zumal der Bundesrat den beiden Trinkwasser- resp.
Pestizidinitiativen keinen Gegenvorschlag entgegenstellen wolle.
Für die SVP-Fraktion sprach Pierre-André Page (svp, FR) ein Loblied auf die Schweizer
Landwirtschaft. Diese mache heute schon viel gegen den Missbrauch mit
Pflanzenschutzmitteln. Zudem könne sie aufgrund der vielen Restriktionen bald nicht
mehr genug produzieren und dann müssten Nahrungsmittel importiert werden, wobei
der Konsument nicht wisse, unter welchen Bedingungen diese produziert würden.
Anders als zuvor in der UREK-NR fand die Initiative im neu zusammengesetzten
Nationalrat mit 155 zu 88 Stimmen bei 3 Enthaltungen eine Mehrheit. Sämtliche
Mitglieder der SVP, sowie einige Mitglieder der FDP und CVP stimmten gegen die

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 12.12.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Initiative.
In den Medien nahm Markus Ritter (cvp, SG), Nationalrat und Präsident des
Schweizerischen Bauernverbandes, Stellung und argumentierte, dass das kürzlich
erlassene Anwendungsverbot des Fungizids Chlorothalonil zeige, dass das
Zulassungssystem für Pestizide funktioniere. Paul Sicher, Sprecher des Schweizerischen
Vereins des Gas- und Wasserfachs, widersprach dieser Aussage, indem er eine
sofortige generelle Verschärfung der Zulassungen für Pestizide, ein Verbot für
besonders giftige Mittel und Einschränkungen bei deren Einsatz, zum Beispiel für
Private, forderte. 2

Mit seiner Motion «Wirksamer Trinkwasserschutz durch Bestimmung des
Zuströmbereichs» strebte Roberto Zanetti (sp, SO) die Stärkung des Grund- und
Trinkwasserschutzes an. Nachdem der Ständerat in der Herbstsession 2020 einer
modifizierten Version des Vorstosses zugestimmt hatte (Zanetti hatte den letzten Punkt
seiner Motion zurückgezogen), beugte sich die grosse Kammer in der Frühjahressession
2021 über die Motion.
Wie die Kommissionssprecherinnen Munz (sp, SH) und Bulliard-Marbach (mitte, FR)
berichteten, hatte sich die Mehrheit der UREK-NR dafür ausgesprochen, die Motion
anzunehmen. Mit 13 zu 3 Stimmen bei 7 Enthaltungen hatte sie zudem eine Änderung
von Ziffer 2 der Motion beantragt. Damit soll der Bund nur jene Arbeiten zur
Ausscheidung der Zuströmbereiche finanziell unterstützen, welche die Kantone bis
2030 abgeschlossen haben. Mit dieser Änderung solle der Druck auf die Kantone erhöht
werden. Die SVP-Minderheit um Pierre-André Page (svp, FR), welche die Ablehnung der
Motion beantragte, verzichtete auf ihr Votum. 
Umweltministerin Simonetta Sommaruga erläuterte, dass der Bundesrat das Anliegen
der abgeänderten Motion unterstütze. Der Bundesrat sei der Ansicht, dass die
Ausscheidung der Zuströmbereiche äusserst wichtig sei und rasch vonstatten gehen
solle. Sommaruga wies zudem auf die enge Verflechtung dieser Motion mit der
parlamentarischen Initiative «Das Risiko beim Einsatz von Pestiziden reduzieren»
(19.475) hin. Die Mehrheit des Ständerats hatte es (im Gegensatz zum Nationalrat) stets
abgelehnt, die Forderung dieser vorliegenden Motion in die parlamentarische Initiative
aufzunehmen. Die kleine Kammer habe vielmehr den Weg über die Motion befürwortet,
da damit eine reguläre Vernehmlassung ermöglicht werde, was im Falle einer
parlamentarischen Initiative nicht üblich sei. Sommaruga zeigte Verständnis für diese
Haltung, da die Kantone bei der Ausscheidung der Zuströmbereiche stark betroffen und
gefordert seien und entsprechend konsultiert werden sollten. Sie verstehe aber auch
die Haltung des Nationalrates und der Minderheit des Ständerats, welche den rascheren
Weg über die parlamentarische Initiative vorgezogen hätten. 
Nach einigen Rückfragen aus dem Plenum, die vor allem die Verflechtung mit der
parlamentarischen Initiative 19.475 betrafen, nahm die grosse Kammer die erneut
abgeänderte Motion mit 130 zu 50 Stimmen bei 6 Enthaltungen an. Die ablehnenden
Stimmen stammten allesamt von Mitgliedern der SVP. Als nächstes wird sich wiederum
der Ständerat mit der Motion befassen. 3

MOTION
DATE: 10.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Nationalrat befasste sich in der Herbstsession 2021 mit einer Motion Hösli (svp, GL),
welche von Jakob Stark (svp, TG) übernommen worden war, zur Verkleinerung des
Gewässerraums. Die Kommissionssprechenden Pierre-André Page (svp, FR) und Priska
Wismer-Felder (mitte, LU) erläuterten die Argumente der knappen
Kommissionsmehrheit (13 zu 12 Stimmen), welche die Motion zur Annahme empfahl.
Wismer-Felder führte aus, dass ein von der Kommission verlangter Zusatzbericht zu
den Auswirkungen der Motion aufgezeigt habe, dass in den drei im Bericht
untersuchten Kantonen Glarus, Graubünden und Aargau lediglich rund 1.8 Prozent der
Landwirtschaftsbetriebe von der in der Motion geforderten Bestimmung betroffen
wären. Mit der vorliegenden Motion könne das GSchG so geändert werden, dass diesen
Betrieben, die mit der geltenden Regelung in ihrer Existenz bedroht seien, geholfen
werden könne.
Martina Munz (sp, SH) vertrat die Kommissionsminderheit. Sie kritisierte, dass die
Mehrheit der UREK-NR ignoriere, dass mit dieser Motion der Schutz der Biodiversität
sowie der Hochwasserschutz leiden würden. Während in den drei untersuchten
Kantonen 0.1 bis 1.4 Prozent an ertragreicher Futtermittelfläche gewonnen werden
könnten, gingen zwischen 25 und 75 Prozent der Gewässerraumfläche verloren. Sie sei
doch sehr erstaunt darüber, dass einige wenige Landwirte mehr Gehör erhielten als die
Kantone durch ihre LDK und BPUK, zumal Erstere bereits mit CHF 200 Mio. entschädigt
worden seien. Die Mehrheit des Rates sah dies ähnlich: Die grosse Kammer lehnte die

MOTION
DATE: 30.09.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Motion mit 100 zu 84 Stimmen (bei 1 Enthaltung) ab. Die befürwortenden Stimmen
stammten von den geschlossen stimmenden Grünen-, SP- und GLP-Fraktionen, von der
Hälfte der FDP.Liberalen-Fraktion sowie von einzelnen Mitgliedern der Mitte- und der
SVP-Fraktionen. Der Vorstoss ist damit erledigt. 4

La CEATE-CN veut protéger les droits immémoriaux et clarifier les conditions
s'agissant des débits résiduels comme elle le demande dans une motion défendue en
chambre par Pierre-André Page (udc, FR) et Nicolo Paganini (centre, SG). S'agissant du
premier aspect, les rapporteurs ont rappelé que les droits immémoriaux — qui
concernent l'octroi à des particuliers de droits sans limitation de temps sur des cours
d'eau ou des anciennes concessions —  étaient originellement protégés par la
Constitution d'avant 1999. Selon divers avis de droit présentés par la majorité de la
commission, ce droit, qui concerne les propriétaires de certaines centrales
hydroélectriques, serait à considérer comme un droit constitutionnel non écrit. Ce
n'est pas l'avis du Tribunal fédéral qui, dans un arrêt, l'a, au contraire, jugé
anticonstitutionnel, au vu de la Constitution de 1999. Cette position est également
partagée par le Conseil fédéral, pour qui «un droit d'eau perpétuel sans limitation
temporelle contreviendrait au principe de la souveraineté de l'Etat sur les eaux
publiques garanti par la Constitution». Il a donc proposé à la chambre basse de rejeter
ce premier point. En cas d'acceptation, le conseiller fédéral Albert Rösti a toutefois
promis qu'une solution serait trouvée et discutée avec la commission de la deuxième
chambre pour respecter la Constitution.
Quant au deuxième aspect, la majorité de la commission de l'environnement de
l'aménagement du territoire et de l'énergie souhaite que les détenteurs de droits
immémoriaux respectent les prescriptions en matière d'assainissement et en matière
de débit résiduel minimal, afin de les mettre sur un pied d'égalité avec les concessions
de droit public. Ce point-là est soutenu par le Conseil fédéral. 
S'opposant à l'entier du projet, Beat Flach (pvl, AG), au nom de la forte minorité (12 voix
contre 13), a exposé son scepticisme quant à la préservation d'un droit provenant de
l'ère industrielle. La plupart des cantons l'ont aboli pour faire place à un régime de
concession qui fonctionne parfaitement. Le fait que ce droit ait disparu de la
Constitution de 1999 permet, d'une part, de clarifier les choses – les cours d'eau
appartiennent aux cantons – et, d'autre part, de faire marcher la concurrence lors de
l'attribution des concessions.
A l'issu des votes, le premier point de la motion a été refusé par 97 voix contre 94,
tandis que le deuxième a été accepté par 97 voix contre 95. Les voix de quelques élu.e.s
des groupe du Centre et du PLR ont fait la différence. 5

MOTION
DATE: 06.06.2023
KAREL ZIEHLI

Politique de protection de l'environnement

Le Conseil national a suivi sa chambre sœur et s'est prononcé en faveur de la motion
Maret (centre, VS). La commission compétente s'était, au préalable, exprimée en faveur
du texte par 18 voix contre 7, Martina Munz (ps, SH) – rapporteuse de commission
– faisant remarquer qu'une majorité des membres s'étaient même étonnés de
l'absence de valeurs limites pour les PFAS. Celles-ci – également nommées «Forever
chemicals» en raison de leur persistance une fois dans l'environnement – sont utilisées
dans beaucoup de produits qui font notre modernité (pesticides, cosmétiques,
mousses contre les incendies, habits imperméables), alors que les risques pour la santé
sont particulièrement préoccupants et bien plus sérieux qu'admis jusqu'à présent,
selon la rapporteuse de commission. Fixer des valeurs limites pour l'élimination des
matériaux, les sites contaminés, les sols et le déversement dans les eaux permettrait
aux cantons d'agir et de procéder à des dépollutions.
Défendant la minorité de la commission, Pierre-André Page (udc, FR) considère
justement qu'il «appartient aux cantons d'assainir ces zones polluées», que certains
d'entre eux ont déjà pris les devants et qu'il n'est donc pas nécessaire de légiférer au
niveau suisse.
Profitant du soutien du Conseil fédéral, la motion a récolté les voix de 134
parlementaires, tous partis confondus, en sa faveur, tandis que 53 député.e.s de l'UDC
s'y sont opposé.e.s. Le Conseil fédéral est donc chargé de modifier les ordonnances en
conséquence.

A noter qu'une majorité de la CEATE-CN aurait voulu aller plus loin et agir sur la source
du problème, exigeant, avec une autre motion (Mo. 23.3499), du Conseil fédéral qu'il
présente des composés de substitutions et que des catégories en fonction du niveau

MOTION
DATE: 06.06.2023
KAREL ZIEHLI
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d'essentialité des différents PFAS soient élaborées. Tous les produits n'ont en pas
besoin, selon la commission, qui pointe du doigt leur usage parfois superflu (par
exemple dans les emballages de restauration rapide). Mais le Conseil national n'a pas
voulu de cette motion complémentaire au texte de Marianne Maret, ses opposant.e.s
faisant remarquer que le Parlement a d'ores et déjà accepté un postulat Moser (pvl, ZH)
à ce sujet. Il s'agit donc de ne pas brûler les étapes. De plus, des décisions au niveau
européen sur une limitation des PFAS sont attendues par la Suisse. C'est par 98 voix
contre 80 (5 abstentions) que cette seconde motion a été rejetée. 6

1) AB NR, 2022, S. 2372 ff.
2) AB NR, 2019, S. 2247 ff.; AZ, NZZ, 13.12.19
3) AB NR, 2021, S. 381 ff.
4) AB NR, 2021, S. 2061 ff.; Bericht BAFU vom 10.8.21
5) AB NR, 2023, S.1129 ff. 
6) AB NR, 2023, S.1127 ff. ; AB NR, 2023, S.1131 ff.
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